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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage des 

Landesgesetzes, mit dem das Oö. Sozialhilfegesetz 1998 und 

das Oö. Chancengleichheitsgesetz geändert werden 

 

 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Sozialhilfegesetz 1998 und 

das Oö. Chancengleichheitsgesetz geändert werden 

 

 

Artikel I 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Sozialhilfegesetz 1998 geändert wird 
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7. HAUPTSTÜCK 

ERSATZ FÜR GELEISTETE SOZIALE HILFE, ÜBERGANG VON ANSPRÜCHEN 

  

§ 46 Ersatz durch den Empfänger sozialer Hilfe und seine Erben 

  

§ 48 Sonstige Ersatzpflichtige 

§ 48 Ersatz durch Eltern volljähriger Personen 

 

2. HAUPTSTÜCK 

VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE LEISTUNG SOZIALER HILFE 

§ 9 

Einsatz der eigenen Mittel, Kostenbeitrag 

(1) Die Leistung sozialer Hilfe hat unter Berücksichtigung des Einkommens und des 

verwertbaren Vermögens der hilfebedürftigen Person, bei sozialer Hilfe zur Pflege auch unter 

Berücksichtigung der pflegebezogenen Geldleistungen, zu erfolgen, es sei denn, dies wäre 

im Einzelfall mit der Aufgabe sozialer Hilfe unvereinbar oder würde zu besonderen Härten 

führen. 

(2) Entfallen  

(3) Entfallen  

(4) Nicht zum verwertbaren Vermögen gehören Gegenstände, die zur (teilweisen) 

Vermeidung, Bewältigung oder Überwindung einer sozialen Notlage (§ 7) dienen.  

§ 9 

Einsatz der eigenen Mittel, Kostenbeitrag 

(1) Die Leistung sozialer Hilfe hat unter Berücksichtigung des Einkommens der 

hilfebedürftigen Person, bei sozialer Hilfe zur Pflege auch unter Berücksichtigung der 

pflegebezogenen Geldleistungen, zu erfolgen, es sei denn, dies wäre im Einzelfall mit der 

Aufgabe sozialer Hilfe unvereinbar oder würde zu besonderen Härten führen. 
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(2) Für Leistungen sozialer Hilfe in Form von persönlicher Hilfe (§ 12) haben 

Hilfebedürftige einen angemessenen Kostenbeitrag zu entrichten. Die Leistung persönlicher 

Hilfe, auf die kein Rechtsanspruch besteht, kann, soweit deren Kosten nicht von der 

Hilfeempfängerin bzw. vom Hilfeempfänger getragen werden, von einem angemessenen 

Kostenbeitrag von dem im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten oder der 

eingetragenen Partnerin bzw. dem eingetragenen Partner abhängig gemacht werden. Der 

Kostenbeitrag kann die Höhe eines kostendeckenden Entgelts erreichen; bei der Bemessung 

ist insbesondere auf die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und auf die sonstigen 

Sorgepflichten des Kostenbeitragspflichtigen Bedacht zu nehmen. 

(3) Für persönliche Hilfe in Form von Beratung darf kein Kostenbeitrag verlangt werden. 

Die Landesregierung kann durch Verordnung weitere Ausnahmen von der 

Kostenbeitragspflicht bestimmen, wenn dadurch den Zielen sozialer Hilfe besser 

entsprochen wird. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften über den Einsatz der 

Mittel und über den Kostenbeitrag zu erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu 

regeln: 

1. inwieweit Einkommen Hilfebedürftiger sowie des im gemeinsamen Haushalt lebenden 

Ehegatten (Lebensgefährtin bzw. Lebensgefährte oder eingetragene Partnerin bzw. 

eingetragener Partner) nicht zu berücksichtigen ist, wobei auf die Ziele dieses 

Landesgesetzes und vergleichbare Regelungen nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz (ASVG) Bedacht zu nehmen ist; 

2. unter welchen Voraussetzungen und in welchem Ausmaß für persönliche Hilfe 

Kostenbeiträge zu leisten sind. 

 

 

3. HAUPTSTÜCK 

FORMEN SOZIALER HILFE 

§ 11 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Leistung sozialer Hilfe erfolgt insbesondere durch 

1. persönliche Hilfe, 

 2. Geld- oder Sachleistungen, 

 3. Hilfe in stationären Einrichtungen. 

(2) Zur sozialen Hilfe gemäß Abs. 1 Z 3 gehört auch die Übernahme der Kosten einer 

einfachen Bestattung eines Menschen, soweit sie nicht aus dessen Vermögen 

getragen werden können oder andere Personen oder Einrichtungen zu deren 

Tragung verpflichtet sind. Zu den Bestattungskosten zählen auch die Kosten einer 

Überführung innerhalb des Landes, wenn diese aus familiären oder gleichgelagerten 

Interessen begründet ist. Der Verstorbene gilt als Empfänger sozialer Hilfe. 

(2) Aufgabe der regionalen Träger sozialer Hilfe ist es auch, im Zusammenhang mit 

sozialer Hilfe gemäß Abs. 1 Z 3 Kosten einer einfachen Bestattung eines Menschen 

insoweit zu übernehmen, als sie nicht aus dem Nachlass getragen werden können, 
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Dritte zu deren Tragung verpflichtet sind und eine Vorsorge zu Lebzeiten nicht 

möglich oder zumutbar war. 

 

 

4. HAUPTSTÜCK 

BESONDERE BESTIMMUNGEN ÜBER SOZIALE HILFE IN EINZELNEN  SOZIALEN 

NOTLAGEN 

§ 17 

Hilfe zur Pflege 

(1) Die Hilfe zur Pflege umfaßt alle erforderlichen Maßnahmen persönlicher Hilfe, 

Sachleistungen und Hilfe in stationären Einrichtungen für Personen, die auf Grund einer 

körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung der Betreuung und Hilfe bedürfen. 

(2) Als Hilfen nach Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: 

1. Maßnahmen der aktivierenden Betreuung und Hilfe gemäß § 12 Abs. 2 Z 1 lit. a bis g; 

2. Hilfe in stationären Einrichtungen; 

3. Hilfe in spezifischen Wohnformen für pflegebedürftige chronisch Kranke. 

(3) Bei der Leistung von Hilfe zur Pflege ist die Individualität und Integrität des 

Menschen, das Recht auf Selbstbestimmung, die Förderung individueller Fähigkeiten und 

der Ausgleich nicht behebbarer Beeinträchtigungen sowie die Befriedigung gleichartiger, 

regelmäßig auftretender persönlicher, religiöser, familiärer und sozialer Bedürfnisse zu 

beachten. 

(4) Hilfe zur Pflege umfaßt auch die geeignete Beratung, Schulung und sonstige 

Unterstützung Angehöriger oder anderer Personen, die an der Betreuung und Hilfe der 

hilfebedürftigen Person mitwirken (Pflegepersonen) oder dadurch zur Mitwirkung angeregt 

werden können. In sozialen Härtefällen können auch Maßnahmen zur Verbesserung der 

sozialversicherungsrechtlichen Absicherung von Pflegepersonen getroffen werden. 

(5) Sofern der Pflegebedarf nicht durch andere Hilfen gemäß § 12 abgedeckt werden 

kann und die Zusicherung der Hilfeleistung durch den Träger der Einrichtung vorliegt, 

besteht auf folgende Hilfen zur Pflege ein Rechtsanspruch: 

 1. Hilfe in stationären Einrichtungen, 

 2. Hilfe in spezifischen Wohnformen für pflegebedürftige chronisch Kranke. 

(5) Sofern 

1. eine hilfesuchende Person vorwiegend auf Grund ihrer altersbedingten Betreuungs- 

und Hilfebedürftigkeit nicht imstande ist, ein selbständiges und unabhängiges Leben 

zu führen oder besonderer Pflege bedarf, 

2. der Pflegebedarf nicht durch andere Hilfen gemäß § 12 abgedeckt werden kann und 

3. die Zusicherung der Hilfeleistung durch den Träger der Einrichtung vorliegt, 

besteht auf Hilfe in stationären Einrichtungen und Hilfe in spezifischen Wohnformen für 

pflegebedürftige chronisch Kranke ein Rechtsanspruch. 
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5. HAUPTSTÜCK 

ZUGANG ZU SOZIALER HILFE, VERFAHREN, RÜCKERSTATTUNG 

§ 28 

Anzeige- und Rückerstattungspflicht 

(1) Der Hilfeempfänger (sein gesetzlicher Vertreter) hat jede ihm bekannte Änderung der 

für die Hilfeleistung maßgeblichen Umstände, insbesondere Änderungen der Vermögens-, 

Einkommens-, Familien- oder Wohnverhältnisse sowie Aufenthalte in Kranken- oder 

Kuranstalten, binnen zwei Wochen bei jener Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen, in 

deren Zuständigkeitsbereich der Empfänger der Hilfe seinen Hauptwohnsitz, in Ermangelung 

eines solchen seinen Aufenthalt, hat. 

(1) Die Hilfeempfängerin bzw. der Hilfeempfänger (ihre bzw. seine gesetzliche 

Vertreterin bzw. ihr bzw. sein gesetzlicher Vertreter) hat jede ihr bzw. ihm bekannte 

Änderung der für die Hilfeleistung maßgeblichen Umstände, insbesondere Änderungen der 

Einkommens-, Familien- oder Wohnverhältnisse sowie Aufenthalte in Kranken- oder 

Kuranstalten, binnen zwei Wochen bei jener Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen, in 

deren Zuständigkeitsbereich die Empfängerin bzw. der Empfänger der Hilfe ihren bzw. 

seinen Hauptwohnsitz, in Ermangelung eines solchen ihren bzw. seinen Aufenthalt, hat. 

 

 

6. HAUPTSTÜCK 

TRÄGER SOZIALER HILFE: ORGANISATION, AUFGABEN, KOSTENTRAGUNG 

 

3. ABSCHNITT 

KOSTENTRAGUNG 

§ 40 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die durch Kostenbeiträge (§ 9 Abs. 7)(§ 9 Abs. 2) oder Ersatzleistungen nach dem 

7. Hauptstück nicht gedeckten Kosten für soziale Hilfen sind von den Trägern sozialer Hilfe 

zu tragen (Kosten der Sozialhilfe). Zu den Kosten der Sozialhilfe gehören auch die Kosten, 

die auf Grund anderer Rechtsvorschriften nach den Vorschriften über die Leistung sozialer 

Hilfe bzw. die öffentliche Fürsorge zu tragen sind. Jeder Träger sozialer Hilfe hat die nicht 

gedeckten Kosten für die von ihm geleistete soziale Hilfe zu tragen, sofern in diesem 

Abschnitt nichts anderes bestimmt ist.  

(1a) Das Land hat den regionalen Trägern die durch die Errichtung und den Betrieb der 

Sozialberatungsstellen entstehenden Kosten zu ersetzen. 

(2) Die regionalen Träger haben insgesamt 40% der nicht gedeckten Kosten sozialer 

Hilfe nach § 30 Abs. 1 Z 2 und der Kosten für die Sozialberatungsstellen nach Abs. 1a zu 

übernehmen und auf diesen Anteil Vorauszahlungen gegen Abrechnung zu erbringen. Die 

anfallenden Vorauszahlungs- und Abrechnungsbeträge sind auf die einzelnen regionalen 

Träger zur Hälfte nach der Einwohnerzahl der politischen Bezirke und zur Hälfte nach der 

Finanzkraft der regionalen Träger umzulegen und von der Landesregierung mit Bescheid 

zum 1. Februar eines jeden Jahres vorzuschreiben. Die Einwohnerzahl bestimmt sich gemäß 

der von der Bundesanstalt Statistik Österreich kundgemachten Statistik des 
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Bevölkerungsstands zum Stichtag 31. Oktober des dem abzurechnenden Kalenderjahr 

zweitvorangegangenen Kalenderjahres. Die Finanzkraft ist in gleicher Weise zu berechnen 

wie die Grundlage für die Vorschreibung der Bezirksumlage (Bezirksumlagegesetz 1960). 

(3) Die Beträge der Vorauszahlungen nach Abs. 2 sind aus den bezüglichen Ansätzen 

des Landesvoranschlags für das laufende Verwaltungsjahr zu errechnen; sie sind in vier 

gleich hohen Teilbeträgen am 1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember fällig. Die 

Abrechnungsbeträge sind aus den bezüglichen Ansätzen des Rechnungsabschlusses des 

Landes für das betreffende Verwaltungsjahr zu errechnen. Die sich gegenüber den 

bezüglichen Vorauszahlungsbeträgen ergebenden Unterschiedsbeträge sind im 

zweitfolgenden Verwaltungsjahr zu berücksichtigen. Sind die Abrechnungsbeträge größer als 

die bezüglichen Vorauszahlungsbeträge, sind die Unterschiedsbeträge am 1. März dieses 

Jahres fällig; sind die Abrechnungsbeträge kleiner als die bezüglichen 

Vorauszahlungsbeträge, sind die Unterschiedsbeträge gegen die fälligen 

Vorauszahlungsbeträge aufzurechnen. 

§ 41 

Kostenersatz zwischen regionalen Trägern 

(1) Für Kosten für Hilfen, auf die ein Rechtsanspruch besteht und die durch einen 

regionalen Träger geleistet wurden, sowie für Kosten durch Übernahme der 

Bestattungskosten hat jener regionale Träger Kostenersatz zu leisten, in dessen Bereich sich 

der Hilfeempfänger während der letzten sechs Monate vor Leistung der Hilfe an insgesamt 

mindestens 150 Tagen aufgehalten hat. 

(2) Die Verpflichtung zum Kostenersatz nach Abs. 1 dauert, solange die hilfesuchende 

Person Anspruch auf soziale Hilfe hat oder eine solche erhält, und wird durch einen nach 

Einsetzen der Hilfe erfolgten Aufenthaltswechsel nicht berührt. Die Verpflichtung zum 

Kostenersatz nach Abs. 1 endet, wenn mindestens drei Monate keine Hilfe geleistet wurde. 

(3) Bei Berechnung der Frist nach Abs. 1 bleiben außer Betracht: 

1. Aufenthalte in stationären Einrichtungen; 

2. Aufenthalte in Kranken- und Kuranstalten; 

3. Zeiten der Unterbringung Minderjähriger in fremder Pflege (§ 27 Abs. 1 zweiter Satz 

Oö. JWG 1991); 

3. Zeiten der Unterbringung Minderjähriger in fremder Pflege (§ 30 Abs. 1 und § 35 Abs. 

1 Oö. KJHG 2014); 

4. Aufenthalte im Rahmen einer Maßnahme des Wohnens (§ 12 Oö. ChG); 

5. Aufenthalte in einer Justizanstalt oder einer Anstalt für mit Freiheitsentziehung 

verbundenen vorbeugenden Maßnahmen (§§ 21 bis 23 des Strafgesetzbuches); 

6. Aufenthalte in einer Einrichtung zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und 

schutzbedürftige Fremde (Asylwerber, Asylberechtigte, Vertriebene und andere aus 

rechtlichen oder faktischen Gründen nicht abschiebbare Menschen); 

7. Aufenthalte in einem anderen Bundesland oder im Ausland, die nicht länger als zwei 

Jahre gedauert haben. 

8. Aufenthalte in Einrichtungen im Sinn des § 12 Abs. 4 Z 1 oder 2 Oö. BMSG. 
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(4) Eine Verpflichtung zum Kostenersatz nach Abs. 1 besteht nur insoweit, als der Wert 

der geleisteten Hilfe innerhalb von sechs Monaten das Zweifache des Netto-

Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende übersteigt.  

 

7. HAUPTSTÜCK 

ERSATZ FÜR GELEISTETE SOZIALE HILFE, ÜBERGANG VON ANSPRÜCHEN 

§ 45 

Allgemeine Bestimmungen 

Für die Kosten von Leistungen sozialer Hilfe, auf die ein Rechtsanspruch besteht, haben 

Ersatz zu leisten, soweit hiefür nicht bereits Kostenbeiträge nach § 9 Abs. 7 geleistet wurden 

oder solche ausgeschlossen sind: 

 1. der Empfänger sozialer Hilfe; 

 2. die Erben des Empfängers sozialer Hilfe; 

 3. dem Empfänger sozialer Hilfe gegenüber unterhaltspflichtige Angehörige; 

 4. Personen, denen gegenüber der Empfänger sozialer Hilfe Rechtsansprüche zur 

Deckung jenes Bedarfes besitzt, der die Leistung sozialer Hilfe erforderlich gemacht 

hat; 

 5. Personen, denen der Empfänger sozialer Hilfe Vermögen geschenkt oder sonst ohne 

entsprechende Gegenleistung übertragen hat. 

§ 46 

Ersatz durch den Empfänger sozialer Hilfe und seine Erben 

(1) Der Empfänger sozialer Hilfe ist zum Ersatz der für ihn aufgewendeten Kosten 

verpflichtet, wenn 

 1. er zu hinreichendem Einkommen oder Vermögen (§ 9) gelangt; 

 2. nachträglich bekannt wird, daß er zur Zeit der Hilfeleistung hinreichendes Einkommen 

oder Vermögen hatte; 

 3. im Fall des § 9 Abs. 6 die Verwertung von Vermögen nachträglich möglich und 

zumutbar wird. 

(2) Entfallen 

(3) Die Verbindlichkeit zum Ersatz der Kosten sozialer Hilfe nach Abs. 1 geht gleich einer 

anderen Schuld auf den Nachlaß des Empfängers sozialer Hilfe über. Die Erben des 

Hilfeempfängers haften für den Ersatz der Kosten sozialer Hilfe nur bis zur Höhe des Wertes 

des Nachlasses. Sie können gegen Ersatzforderungen nicht einwenden, dass der Ersatz 

vom Hilfeempfänger gemäß § 52 Abs. 2 nicht hätte verlangt werden dürfen. 

§ 47 

Ersatz durch unterhaltspflichtige Angehörige 

(1) Gesetzlich zum Unterhalt verpflichtete Angehörige des Empfängers sozialer Hilfe 

haben im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht Ersatz zu leisten. Eine Ersatzpflicht besteht nicht, 

wenn der Ersatz wegen des Verhaltens des Hilfeempfängers gegenüber der 

unterhaltspflichtigen Person sittlich nicht gerechtfertigt wäre, oder wenn durch den Ersatz der 

Erfolg der Hilfe, insbesondere im Hinblick auf die nach § 2 zu beachtenden Grundsätze, 

gefährdet würde. 
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(2) Eltern haben für soziale Hilfe, die ihrem Kind in stationären Einrichtungen und in 

spezifischen Wohnformen ab dem auf die Vollendung des 19. Lebensjahres folgenden 

Monat geleistet wird, in dem Ausmaß Ersatz zu leisten, als sie für dieses Kind auf Grund 

gesetzlicher, vertraglicher oder statutarischer Bestimmungen auch über diesen Zeitpunkt 

hinaus Anspruch auf Leistungen haben oder solche Leistungen geltend machen können. 

(3) Nicht zum Ersatz nach Abs. 1 herangezogen werden dürfen: 

 1. Großeltern und Enkel des Hilfeempfängers; 

 2. Minderjährige für soziale Hilfe, die ihren Eltern (einem Elternteil) geleistet wurde; 

 3. volljährige Kinder für soziale Hilfe, die ihren Eltern (einem Elternteil) in einer 

stationären Einrichtung geleistet wurde. 

§ 48 

Sonstige Ersatzpflichtige 

(1) Zum Ersatz der Kosten für soziale Hilfe sind auch Personen verpflichtet, denen der 

Empfänger sozialer Hilfe in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Leistung sozialer Hilfe 

während oder drei Jahre nach deren Leistung Vermögen verschenkt oder sonst ohne 

entsprechende Gegenleistung übertragen hat, soweit der Wert des Vermögens das 

Achtfache des Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende übersteigt; dies gilt 

auch für Schenkungen auf den Todesfall.  

(2) Die Ersatzpflicht nach Abs. 1 ist mit der Höhe des Geschenkwertes (Wert des ohne 

entsprechende Gegenleistung übernommenen Vermögens) begrenzt. 

§ 49 

Übergang von Rechtsansprüchen 

(1) Vertraglich oder gerichtlich festgesetzte Ansprüche des Empfängers sozialer Hilfe 

gegen einen Dritten, die der Deckung jenes Bedarfes dienen, der die Leistung sozialer Hilfe 

erforderlich gemacht hat, gehen für den Zeitraum, in dem soziale Hilfe geleistet wurde, bis 

zur Höhe der aufgewendeten Kosten auf den Träger sozialer Hilfe über, sobald dieser dem 

Dritten hievon schriftlich Anzeige erstattet hat. Dies gilt nicht für Ansprüche auf laufende 

Ausgedingeleistungen gegenüber Kindern und Enkelkindern und deren jeweiligen Ehegatten 

oder eingetragenen Partnerinnen oder Partnern auf Grund eines Übergabsvertrages, sofern 

Hilfe in einer stationären Einrichtung oder nach Vollendung des 60. Lebensjahres geleistet 

wurde.  

(2) Abs. 1 gilt auch für Schadenersatzansprüche, die dem Empfänger sozialer Hilfe auf 

Grund eines Unfalls oder eines sonstigen Ereignisses zustehen, soweit es sich dabei nicht 

um Schmerzensgeld handelt. 

§ 50 

Ersatz durch die Träger der Sozialversicherung 

Für die Ersatzansprüche gegen die Träger der Sozialversicherung gelten die 

sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen über die Beziehungen der 

Versicherungsträger zu den Sozialhilfeträgern einschließlich der darauf bezugnehmenden 

Verfahrensvorschriften. 

§ 51 

Verjährung 
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(1) Ersatzansprüche nach §§ 46 bis 48 verjähren, wenn seit dem Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die Hilfe geleistet worden ist, mehr als drei Jahre verstrichen sind. 

Ersatzansprüche auf Grund von Schenkungen auf den Todesfall verjähren nach drei Jahren 

nach dem Tod des Geschenkgebers. Die Verjährung wird unterbrochen, wenn die 

Geltendmachung des Kostenersatzes gemäß § 52 dem Ersatzpflichtigen zugegangen ist. 

(2) Gemäß § 9 Abs. 6 sichergestellte Ersatzansprüche unterliegen nicht der Verjährung. 

§ 52 

Geltendmachung von Ansprüchen 

(1) Ansprüche gemäß §§ 45 bis 49 dürfen nicht geltend gemacht werden, wenn dadurch 

die wirtschaftliche Existenz der leistungspflichtigen Person und der ihr gegenüber 

unterhaltsberechtigten Angehörigen sowie der Lebensgefährtin oder des Lebensgefährten 

bzw. der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners gefährdet wird. Die Landesregierung 

kann nach Maßgabe der Aufgaben und Ziele dieses Landesgesetzes durch Verordnung 

nähere Bestimmungen über die Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz erlassen. 

(2) Der Träger sozialer Hilfe, der Hilfe geleistet hat, kann über den Kostenersatz - sofern 

sein Anspruch nicht ohnehin anerkannt wird - einen Vergleichsversuch mit der oder dem 

Ersatzpflichtigen vornehmen. Einem Vergleich über den Kostenersatz kommt, wenn er von 

der Behörde beurkundet wird, die Wirkung eines gerichtlichen Vergleichs (§ 1 Z 15 

Exekutionsordnung) zu. 

(3) Wird ein Vergleichsversuch nicht unternommen oder kommt ein Vergleich im Sinn 

des Abs. 2 nicht zustande, ist auf Antrag des Trägers sozialer Hilfe über den Kostenersatz 

von der Behörde mit schriftlichem Bescheid abzusprechen. 

(4) Der Kostenersatz kann in angemessenen Teilbeträgen bewilligt werden, wenn er auf 

andere Weise nicht möglich oder der kostenersatzpflichtigen Person nicht zumutbar ist. 

(5) Der Kostenersatz ist teilweise oder gänzlich nachzusehen, wenn 

 1. durch ihn der Erfolg sozialer Hilfe gefährdet wird, 

 2. er zu besonderen Härten für die kostenersatzpflichtige Person führt oder 

 3. das Verfahren mit einem Aufwand verbunden ist, der in keinem Verhältnis zu den 

Kosten der in Anspruch genommenen sozialen Hilfe steht. 

(6) Empfängerinnen und Empfänger sozialer Hilfe (deren gesetzliche Vertreter) sind 

anlässlich der Hilfeleistung nachweislich auf die Pflichten aus dem Kostenersatz 

hinzuweisen. 

 

7. HAUPTSTÜCK 

ERSATZ FÜR GELEISTETE SOZIALE HILFE, ÜBERGANG VON ANSPRÜCHEN 

§ 45 

Allgemeine Bestimmungen 

Für die Kosten von Leistungen sozialer Hilfe, auf die ein Rechtsanspruch besteht, 

haben Ersatz zu leisten, soweit hiefür nicht bereits Kostenbeiträge nach § 9 Abs. 2 geleistet 

wurden oder solche ausgeschlossen sind: 

1. die Empfängerin bzw. der Empfänger sozialer Hilfe; 

2. der Empfängerin bzw. dem Empfänger sozialer Hilfe gegenüber unterhaltspflichtige 

Angehörige; 
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3. Personen, denen gegenüber die Empfängerin bzw. der Empfänger sozialer Hilfe 

Rechtsansprüche zur Deckung jenes Bedarfes besitzt, der die Leistung sozialer 

Hilfe erforderlich gemacht hat. 

§ 46 

Ersatz durch den Empfänger sozialer Hilfe 

Die Empfängerin bzw. der Empfänger sozialer Hilfe ist zum Ersatz der für sie bzw. ihn 

aufgewendeten Kosten verpflichtet, wenn 

1. sie bzw. er zu hinreichendem Einkommen (§ 9) gelangt; 

2. nachträglich bekannt wird, dass sie bzw. er zur Zeit der Hilfeleistung hinreichendes 

Einkommen hatte. 

§ 47 

Ersatz durch unterhaltspflichtige Angehörige 

(1) Gesetzlich zum Unterhalt verpflichtete Angehörige der Empfängerin bzw. des 

Empfängers sozialer Hilfe haben im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht Ersatz zu leisten. Eine 

Ersatzpflicht besteht nicht, wenn der Ersatz wegen des Verhaltens der Hilfeempfängerin 

bzw. des Hilfeempfängers gegenüber der unterhaltspflichtigen Person sittlich nicht 

gerechtfertigt wäre, oder wenn durch den Ersatz der Erfolg der Hilfe, insbesondere im 

Hinblick auf die nach § 2 zu beachtenden Grundsätze, gefährdet würde. 

(2) Nicht zum Ersatz nach Abs. 1 herangezogen werden dürfen: 

1. Großeltern und Enkel des Hilfeempfängers; 

2. Minderjährige für soziale Hilfe, die ihren Eltern (einem Elternteil) geleistet wurde; 

3. volljährige Kinder für soziale Hilfe, die ihren Eltern (einem Elternteil) in einer 

stationären Einrichtung geleistet wurde. 

 

 

§ 48 

Ersatz durch Eltern volljähriger Personen 

Eltern haben für soziale Hilfe, die ihrem Kind in stationären Einrichtungen und in 

spezifischen Wohnformen ab dem auf die Vollendung des 18. Lebensjahrs folgenden Monat 

geleistet wird, in dem Ausmaß Ersatz zu leisten, als sie für dieses Kind auf Grund 

gesetzlicher, vertraglicher oder statutarischer Bestimmungen auch über diesen Zeitpunkt 

hinaus Anspruch auf Leistungen haben oder solche Leistungen geltend machen können. 

§ 49 

Übergang von Rechtsansprüchen 

(1) Vertraglich oder gerichtlich festgesetzte Ansprüche der Empfängerin bzw. des 

Empfängers sozialer Hilfe gegen einen Dritten, die der Deckung jenes Bedarfes dienen, der 

die Leistung sozialer Hilfe erforderlich gemacht hat, gehen für den Zeitraum, in dem soziale 

Hilfe geleistet wurde, bis zur Höhe der aufgewendeten Kosten auf den Träger sozialer Hilfe 

über, sobald dieser dem Dritten hievon schriftlich Anzeige erstattet hat. Dies gilt nicht für 

Ansprüche auf laufende Ausgedingeleistungen gegenüber Kindern und Enkelkindern und 

deren jeweiligen Ehegatten oder eingetragenen Partnerinnen oder Partnern auf Grund eines 

Übergabsvertrages, sofern Hilfe in einer stationären Einrichtung oder nach Vollendung des 

60. Lebensjahres geleistet wurde. 
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(2) Abs. 1 gilt auch für Schadenersatzansprüche, die der Empfängerin bzw. dem 

Empfänger sozialer Hilfe auf Grund eines Unfalls oder eines sonstigen Ereignisses zustehen, 

soweit es sich dabei nicht um Schmerzensgeld handelt. 

§ 50 

Ersatz durch die Träger der Sozialversicherung 

Für die Ersatzansprüche gegen die Träger der Sozialversicherung gelten die 

sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen über die Beziehungen der 

Versicherungsträger zu den Sozialhilfeträgern einschließlich der darauf bezugnehmenden 

Verfahrensvorschriften. 

§ 51 

Verjährung 

Ersatzansprüche nach §§ 46 bis 48 verjähren, wenn seit dem Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die Hilfe geleistet worden ist, mehr als drei Jahre verstrichen sind. 

Die Verjährung wird unterbrochen, wenn die Geltendmachung des Kostenersatzes gemäß § 

52 dem Ersatzpflichtigen zugegangen ist. 

§ 52 

Geltendmachung von Ansprüchen 

(1) Ansprüche gemäß §§ 45 bis 49 dürfen nicht geltend gemacht werden, wenn 

dadurch die wirtschaftliche Existenz der leistungspflichtigen Person und der ihr gegenüber 

unterhaltsberechtigten Angehörigen sowie der Lebensgefährtin oder des Lebensgefährten 

bzw. der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners gefährdet wird. Die Landesregierung 

kann nach Maßgabe der Aufgaben und Ziele dieses Landesgesetzes durch Verordnung 

nähere Bestimmungen über die Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz erlassen. 

(2) Der Träger sozialer Hilfe, der Hilfe geleistet hat, kann über den Kostenersatz - 

sofern sein Anspruch nicht ohnehin anerkannt wird - einen Vergleichsversuch mit der oder 

dem Ersatz-pflichtigen vornehmen. Einem Vergleich über den Kostenersatz kommt, wenn er 

von der Behörde beurkundet wird, die Wirkung eines gerichtlichen Vergleichs (§ 1 Z 15 

Exekutionsordnung) zu. 

(3) Wird ein Vergleichsversuch nicht unternommen oder kommt ein Vergleich im Sinn 

des Abs. 2 nicht zustande, ist auf Antrag des Trägers sozialer Hilfe über den Kostenersatz 

von der Behörde mit schriftlichem Bescheid abzusprechen. 

(4) Der Kostenersatz kann in angemessenen Teilbeträgen bewilligt werden, wenn er 

auf andere Weise nicht möglich oder der kostenersatzpflichtigen Person nicht zumutbar ist. 

(5) Der Kostenersatz ist teilweise oder gänzlich nachzusehen, wenn 

1. durch ihn der Erfolg sozialer Hilfe gefährdet wird, 

2. er zu besonderen Härten für die kostenersatzpflichtige Person führt oder 

3. das Verfahren mit einem Aufwand verbunden ist, der in keinem Verhältnis zu den 

Kosten der in Anspruch genommenen sozialen Hilfe steht. 

(6) Empfängerinnen und Empfänger sozialer Hilfe (deren gesetzliche Vertreter) sind 

anlässlich der Hilfeleistung nachweislich auf die Pflichten aus dem Kostenersatz 

hinzuweisen. 
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11. HAUPTSTÜCK 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

§ 67 

Amtshilfe- und Mitwirkungspflichten, Datenschutz 

(1) Die Gerichte, Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen sowie die 

Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice haben auf Ersuchen einer 

Bezirksverwaltungsbehörde, der Landesregierung oder des Landesverwaltungsgerichts oder 

eines Trägers sozialer Hilfe die für die Beurteilung der Hilfebedürftigkeit, 

Rückerstattungspflicht oder Ersatzpflicht erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Dies gilt nicht 

für Auskünfte aus Pflegschaftsakten. Die erforderlichen Daten sind unter Wahrung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen tunlichst elektronisch zu übermitteln.  

(2) Die Finanzämter haben auf Ersuchen einer Bezirksverwaltungsbehörde, der 

Landesregierung oder des Landesverwaltungsgerichts oder eines Trägers sozialer Hilfe die 

im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches festgestellten Tatsachen 

bekanntzugeben, die für die Beurteilung der Hilfebedürftigkeit, Rückerstattungspflicht oder 

Ersatzpflicht erforderlich sind.  

(3) Die Bürgermeister haben auf Ersuchen einer Bezirksverwaltungsbehörde, der 

Landesregierung oder des Landesverwaltungsgerichts oder eines Trägers sozialer Hilfe 

Meldeauskünfte zu erteilen, die eine hilfesuchende, hilfebedürftige oder ersatzpflichtige 

Person betreffen. 

(4) Die Träger der Sozialversicherung (sonstige Entscheidungsträger nach § 22 Abs. 1 

des Bundespflegegeldgesetzes) haben im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches 

auf Ersuchen einer Bezirksverwaltungsbehörde, der Landesregierung oder des 

Landesverwaltungsgerichts oder eines Trägers sozialer Hilfe über alle Tatsachen Auskunft 

zu erteilen, die Ansprüche aus der Sozialversicherung oder nach dem 

Bundespflegegeldgesetz oder die ein Beschäftigungsverhältnis betreffen, soweit dies für die 

Beurteilung der Hilfebedürftigkeit, Rückerstattungspflicht, Kostenersatzpflicht oder 

Ersatzpflicht erforderlich ist. Die erforderlichen Daten sind und unter Wahrung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen tunlichst elektronisch zu übermitteln.  

(5) Der Arbeitgeber einer ersatzpflichtigen Person sowie einer Person gemäß § 9 Abs. 3 

hat auf Ersuchen einer Bezirksverwaltungsbehörde, der Landesregierung oder des 

Landesverwaltungsgerichts oder eines Trägers sozialer Hilfe innerhalb einer angemessenen 

Frist, die mindestens eine Woche betragen muß, über alle Tatsachen, die das 

Dienstverhältnis betreffen, Auskunft zu erteilen. In solchen Ersuchen sind jene Tatsachen, 

über die Auskunft verlangt wird, im einzelnen zu bezeichnen.  

(6) Personen, deren Einkommen oder Vermögen für die Leistung sozialer Hilfe, für einen 

Kostenbeitrag oder Ersatz maßgeblich ist, haben auf Ersuchen einer 

Bezirksverwaltungsbehörde, der Landesregierung oder des Landesverwaltungsgerichts oder 

eines Trägers sozialer Hilfe die erforderlichen Erklärungen und Nachweise innerhalb einer 

angemessenen Frist, die mindestens eine Woche betragen muß, abzugeben bzw. 

vorzulegen, sofern nicht die Regelung des § 24 zur Anwendung gelangt.  

(6) Personen, deren Einkommen für die Leistung sozialer Hilfe, für einen Kostenbeitrag 

oder Ersatz maßgeblich ist, haben auf Ersuchen einer Bezirksverwaltungsbehörde, der 
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Landesregierung oder des Landesverwaltungsgerichts oder eines Trägers sozialer Hilfe die 

erforderlichen Erklärungen und Nachweise innerhalb einer angemessenen Frist, die 

mindestens eine Woche betragen muss, abzugeben bzw. vorzulegen, sofern nicht die 

Regelung des § 24 zur Anwendung gelangt. 

(7) Gemeinden sind zur Entgegennahme von Anträgen (§ 22 Abs. 1) sowie über 

Ersuchen einer Bezirksverwaltungsbehörde, der Landesregierung oder eines Trägers 

sozialer Hilfe zur Durchführung von Erhebungen und zur Mitwirkung bei der Leistung sozialer 

Hilfe verpflichtet. Die Aufgaben der Städte mit eigenem Statut als Träger sozialer Hilfe 

werden dadurch nicht berührt. 

(8) Die Gemeinden haben die Informationen gemäß § 30 Abs. 5 den in ihrem 

Gemeindegebiet wohnhaften Senioren zu übermitteln, sofern diese nicht mitgeteilt haben, 

daß sie auf diese Informationen verzichten. 

(9) Die Verarbeitung der für die Vollziehung dieses Landesgesetzes erforderlichen 

personenbezogenen Daten kann zum Zwecke einer effizienten und effektiven, die Richtigkeit 

und Vollständigkeit der Daten sichernden und im Land Oberösterreich einheitlichen 

Gewährleistung von Leistungen nach diesem Landesgesetz in Form eines 

Informationsverbundsystems im Sinn des § 50 DSG 2000 erfolgen. Teilnehmer an diesem 

Informationssystem und zugleich auch dessen Auftraggeber sind die 

Bezirksverwaltungsbehörden, die Landesregierung, das Landesverwaltungsgericht und die 

Träger sozialer Hilfe im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach diesem Landesgesetz. Betreiber 

dieses Informationsverbundsystems ist die Landesregierung. 
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Landesgesetz, mit dem das Oö. Chancengleichheitsgesetz geändert wird 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

5. TEIL 

KOSTEN 

1. ABSCHNITT 

KOSTENERSATZ; ÜBERGANG VON ANSPRÜCHEN 

  

§ 40 Ersatz durch die leistungsempfangende Person und ihre Erben 

  

§ 42 Sonstige Ersatzpflichtige Ersatz durch Eltern volljähriger Personen 

 

 

1. TEIL 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 7 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieses Landesgesetzes bedeutet: 

 1. Arbeitsassistenz: eine Maßnahme, die die Hilfestellung bei der Suche nach einem 

Arbeitsplatz, die Einschulung, die Beratung und die Hilfestellung bei auftretenden 

Schwierigkeiten am Arbeitsplatz sowie die Beratung von Arbeitgeberinnen und 

Arbeitgebern und von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern umfasst, mit dem Ziel der 

Integration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt; 

 2. Arbeitsbegleitung: eine Maßnahme der unbefristeten Begleitung und Betreuung auf 

dem Arbeitsplatz; 

 3. Begleithund: ein speziell ausgebildeter Hund, auf dessen Hilfe ein Mensch mit 

Beeinträchtigungen zur Kompensierung seiner Beeinträchtigungen oder zu 

therapeutischen Zwecken angewiesen ist; 

 4. Behinderung: die aus einer Beeinträchtigung resultierende Einschränkung eines 

Menschen mit Beeinträchtigungen im lebenswichtigen Umfeld; 

 5. Berufliche Qualifizierung: eine Maßnahme, bei der die berufliche Orientierung des 

Menschen mit Beeinträchtigungen festgestellt wird, und die durch individuelle 

Förderung, Aus- und Weiterbildung des Menschen mit Beeinträchtigungen in Form 

von Berufsfindung, Berufsausbildung durch Lehre, Teilqualifizierungslehre, Um- oder 

Nachschulung und Erprobung auf dem Arbeitsplatz der nachhaltigen beruflichen und 

sozialen Integration dient; 

 6. Berufsfindung: eine Maßnahme nach Beendigung der allgemeinen Schulpflicht, die 

der Erprobung und der Feststellung von praktischen Fertigkeiten und der 

Berufsorientierung dient; 
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 7. Einrichtung: Erbringer von Leistungen nach diesem Landesgesetz mit einer 

Organisationsstruktur, unabhängig vom Bestand einer baulichen Anlage; 

 8. Erprobung auf einem Arbeitsplatz: eine Maßnahme zur Feststellung der Eignung oder 

der Fähigkeit des Menschen mit Beeinträchtigungen für einen konkreten Arbeitsplatz, 

beispielsweise in Form eines Praktikums; 

 8a. Familienbegleitung: Familienbegleitung soll Familien mit erhöhtem 

Unterstützungsbedarf helfen, Bedürfnisse der einzelnen Familienmitglieder zu 

erfassen und darauf einzugehen; Ziel ist es, die Familien in schwierigen Situationen 

zu betreuen und zu begleiten. Diese Leistung wird nur im Rahmen der Frühförderung 

gewährt. 

 9. Fähigkeitsorientierte Aktivität: eine Maßnahme, die die Teilnahme und die Mitwirkung 

an einem Arbeitsprozess sowie am Leben in der Gemeinschaft bietet, und die eine 

organisierte Tagesstruktur mit vielfältigen, adäquaten und sinnvollen Tätigkeitsfeldern 

schafft; 

 10. Frühförderung: eine ganzheitliche Förderung von Kindern bis zum Schuleintritt, die 

insbesondere durch mobile therapeutische, pädagogisch-psychologische oder 

vergleichbare Dienste erbracht werden kann; 

 11. Ganzheitliche Förderung: eine Unterstützung, die sich nicht auf die 

Beeinträchtigungen des Menschen beschränkt, sondern das soziale Umfeld in die 

Förderung einbezieht; 

 12. Geschützter Arbeitsplatz: ein Arbeitsplatz, der auf Grund der Art der jeweiligen 

Beeinträchtigungen des Menschen mit spezifischen Arbeitsgeräten ausgestattet ist 

oder für den spezifische Arbeitsbedingungen geschaffen sind; 

 13. Geschützte Werkstätte: eine Einrichtung, die Menschen mit Beeinträchtigungen die 

Möglichkeit bietet, eine Erwerbsarbeit im Rahmen eines geschützten Arbeitsplatzes 

auszuüben; 

 14. Hilfsmittel: Behelfe, die Behinderungen vermindern oder beseitigen; hiefür kommen 

insbesondere Körperersatzstücke, orthopädische und elektronische Behelfe, 

Heilbehelfe, Mobilitäts- und Kommunikationshilfen in Betracht; 

 15. Kurzzeitwohnen: vorübergehende Wohnmöglichkeiten, insbesondere zur 

Unterstützung des unmittelbaren familiären und sozialen Umfelds des Menschen mit 

Beeinträchtigungen; 

 16. Lebensgefährten: Personen, die in einer eheähnlichen Lebensgemeinschaft oder 

eingetragenen Partnerschaft leben; dazu gehört im Allgemeinen die Geschlechts-, 

Wohnungs- und Wirtschaftsgemeinschaft; 

 17. Peer-Beraterinnen und Peer-Berater: Menschen mit Beeinträchtigungen, die andere 

Menschen mit nach Möglichkeit gleichen oder ähnlichen Beeinträchtigungen beraten 

und informieren, wenn diese nach ihrer Persönlichkeit dazu geeignet und 

entsprechend geschult sind; 

 17a. Persönliche Assistenz: Menschen mit Beeinträchtigungen haben die Kompetenz der 

Wahl der Persönlichen Assistentinnen oder Persönlichen Assistenten, der Einteilung 
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der Dienste, der Anleitung der Persönlichen Assistentinnen und Persönlichen 

Assistenten und die Bestimmung des Ortes, an dem die Leistung erbracht wird; 

 17b. Persönliche Zukunftsplanung: Menschen mit Beeinträchtigungen sollen mit Hilfe 

verschiedenster Methoden und Moderationsverfahren in einem Gruppensetting 

(Unterstützungskreis) bei der Gestaltung ihres Lebens unterstützt werden; die 

Grundlage von Persönlicher Zukunftsplanung ist das personenzentrierte Denken; 

 18. Entfallen 

 19. Teilqualifizierungslehre: eine zeitlich begrenzte Maßnahme, die befähigten Menschen 

mit Beeinträchtigungen den systematischen Ausbildungsweg öffnet, um in 

Berufsfeldern qualifizierte Arbeit leisten zu können; 

 20. Träger der Einrichtungen: das Land, die regionalen Träger sozialer Hilfe nach dem 

Oö. SHG 1998, die Träger der freien Wohlfahrt; 

 21. Träger anderer einschlägiger Leistungserbringer: die Träger, die nicht unter Z 20 

fallen, insbesondere das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen, das 

Arbeitsmarktservice und Sozialversicherungsträger; 

 22. Trainingsmaßnahmen: Maßnahmen zur Unterstützung der Selbständigkeit des 

Menschen mit Beeinträchtigungen, insbesondere im Bereich der Mobilität, der 

Kommunikation und der lebenspraktischen Fertigkeiten, wie beispielsweise 

Mobilitätstraining für Blinde; 

 23. Übergangswohnen: zeitlich befristete, betreute bzw. begleitete Wohnmöglichkeiten für 

Personen mit psychosozialem Betreuungsbedarf - vor allem nach einem stationären 

Krankenhausaufenthalt - mit dem Angebot von Hilfeleistungen beim Erarbeiten neuer 

Zukunftsperspektiven, die als Überbrückung zu anderen Betreuungs- und 

Wohnformen dienen; 

 24. Wohngemeinschaft: ein Wohnangebot mit einem Teilzeitbetreuungsangebot für 

Menschen mit Beeinträchtigungen in einer gemeinschaftlich genutzten Wohnung; 

 25. Wohnheim: ein Wohnangebot mit einem Vollzeitbetreuungsangebot, einschließlich 

Verpflegung. 

 

2. TEIL 

LEISTUNGEN 

1. HAUPTSTÜCK 

ARTEN DER LEISTUNGEN 

1. ABSCHNITT 

HAUPTLEISTUNGEN 

§ 10 

Frühförderung 

(1) Kindern und Jugendlichen mit Beeinträchtigungen ist Frühförderung zu leisten, um 

Beeinträchtigungen frühestmöglich zu vermeiden oder zu verringern, Behinderungen zu 

beseitigen und um das Kind oder den Jugendlichen und dessen unmittelbares familiäres und 

soziales Umfeld zum Umgang mit der Beeinträchtigung zu befähigen. 

(2) Die Maßnahme der Frühförderung ist zu leisten, soweit diese Maßnahme nicht nach 
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dem Oö. Kinderbetreuungsgesetz zu leisten ist. 

(3) Bei Frühförderung ist das familiäre Umfeld des Kindes oder des Jugendlichen 

besonders einzubeziehen und eine besonders enge Zusammenarbeit mit seinen Eltern oder 

sonstigen unmittelbaren Bezugspersonen anzustreben. 

(4) Der Umfang der Ansprüche nach Abs. 1 und 2, insbesondere das Höchstausmaß der 

Frühförderung und die zeitliche Befristung deren Inanspruchnahme, können durch 

Verordnung der Landesregierung festgelegt werden. Dabei ist auf die jeweilige Art der 

Frühförderung Bedacht zu nehmen 

 

§ 11 

Arbeit und fähigkeitsorientierte Aktivität 

(1) Menschen mit Beeinträchtigungen sind Maßnahmen der Arbeit und 

fähigkeitsorientierten Aktivität zu leisten, um ihnen einen angemessenen Arbeitsplatz sowie 

die Erhaltung und die Weiterentwicklung ihrer Fähigkeiten durch entsprechende Aktivität zu 

ermöglichen. 

(2) Als Maßnahmen nach Abs. 1 kommen insbesondere in Betracht: 

 1. berufliche Qualifizierung; 

 2. geschützte Arbeit, insbesondere durch besondere Formen geschützter Arbeitsplätze 

in Betrieben oder in geschützten Werkstätten; 

 3. fähigkeitsorientierte Aktivität in Einrichtungen zur Arbeitsorientierung, 

Entwicklungsorientierung oder Tagesstrukturierung; 

 4. Arbeitsassistenz und Arbeitsbegleitung; 

 5. Trainingsmaßnahmen. 

(3) Der Umfang der Ansprüche nach Abs. 1 und 2, insbesondere das Höchstausmaß der 

Maßnahme der Arbeit und fähigkeitsorientierten Aktivität und die zeitliche Befristung deren 

Inanspruchnahme, können durch Verordnung der Landesregierung festgelegt werden. Dabei 

ist auf die jeweilige Art der Maßnahme der Arbeit und fähigkeitsorientierten Aktivität Bedacht 

zu nehmen. 

 

§ 13 

Persönliche Assistenz 

(1) Persönliche Assistenz ist zu leisten, um Menschen mit Beeinträchtigungen je nach 

Eigenart der Beeinträchtigung und dem Grad der Selbstbestimmungsfähigkeit die 

erforderliche persönliche Hilfe für ein selbstbestimmtes Leben in allen Bereichen des 

täglichen Lebens zu ermöglichen. Zu diesen Bereichen gehören insbesondere die 

Sicherstellung der Grundversorgung, hauswirtschaftliche Tätigkeiten, Mobilität, 

Freizeitgestaltung und Unterstützung bei der Kommunikation, insbesondere bei Sprach- oder 

Sinnesbeeinträchtigungen, nicht jedoch medizinische, therapeutische oder solche der 

Arbeitsbegleitung oder der Arbeitsassistenz. 
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(2) Persönliche Assistenz nach Abs. 1 kommt für Menschen mit Beeinträchtigungen, die 

von einer Wohnmöglichkeit nach § 12 Abs. 2 Gebrauch machen, nur in Betracht, wenn sie 

zur Erlangung einer selbständigen Lebensführung erforderlich ist. 

(3) Der Anspruch nach Abs. 1 umfasst die Möglichkeit des Menschen mit 

Beeinträchtigungen, eine geeignete Person für die Erbringung der Persönlichen Assistenz 

auszuwählen. 

(4) Der Umfang der Ansprüche nach Abs. 1 und 2, insbesondere das Höchstausmaß und 

die Art (Trägermodell oder Auftraggebermodell) der Persönlichen Assistenz und die zeitliche 

Befristung deren Inanspruchnahme, können durch Verordnung der Landesregierung 

festgelegt werden. Dabei ist auf die jeweilige Art der Persönlichen Assistenz Bedacht zu 

nehmen. 

§ 15 

Einstellung und Neubemessung von Leistungen 

(1) Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 gelten als eingestellt, wenn 

 1. das Ziel der Hauptleistung erreicht wurde, 

 2. sie nicht mehr in Anspruch genommen werden können oder 

 3. sie länger als sechs Monate nicht in Anspruch genommen wurden. 

(2) Die Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung, der geschützten Arbeit und der 

Arbeitsassistenz und Arbeitsbegleitung nach § 11 Abs. 2 Z 1, 2 und 4 gelten als eingestellt, 

wenn auf Grund dieser Maßnahmen ein Anspruch auf Alterspension erworben wurde, 

spätestens aber mit Vollendung des 65. Lebensjahrs. 

(3) Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 sind einzustellen, wenn die Voraussetzungen nach 

§ 4 nicht mehr vorliegen. 

(4) Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 können eingestellt werden, wenn der Mensch mit 

Beeinträchtigungen oder dessen gesetzliche Vertretung 

 1. sich ohne triftigen Grund weigert, sich einer zumutbaren Maßnahme zu unterziehen 

oder einer solchen zuzustimmen, durch welche die Beeinträchtigungen beseitigt oder 

erheblich und nachhaltig vermindert werden könnten, oder 

 2. deren Erfolg vereitelt. 

(5) Ändern sich die Voraussetzungen für die Gewährung oder das Ausmaß der 

Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1, sind diese neu zu bemessen. 

 

 

2. HAUPTSTÜCK 

ZUGANG ZU DEN LEISTUNGEN UND VERFAHREN 

1. ABSCHNITT 

BEITRÄGE ZU DEN LEISTUNGEN 

§ 20 

Beiträge und beitragspflichtige Personen 

(1) Der Mensch mit Beeinträchtigungen und seine Ehegattin oder sein Ehegatte oder 

seine Lebensgefährtin oder sein Lebensgefährte haben bei der Gewährung von 
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Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen beizutragen, 

es sei denn, dies würde im Einzelfall die wirtschaftliche Existenz oder 

Entwicklungsmöglichkeit gefährden und zu besonderen Härten führen. 

(2) Als Beitrag gemäß Abs. 1 können insbesondere herangezogen werden: 

 1. das Einkommen sowie das verwertbare Vermögen des Menschen mit 

Beeinträchtigungen nach Abs. 3 und 5; 

 2. die Verfolgung von Ansprüchen gegen Dritte, bei deren Erfüllung die Leistung nach 

diesem Landesgesetz nicht oder nicht in diesem Ausmaß erforderlich wäre, sofern die 

Rechtsverfolgung nicht offenbar aussichtslos oder unzumutbar ist. 

(3) Hat der Mensch mit Beeinträchtigungen Vermögen, dessen Verwertung vorerst nicht 

möglich oder nicht zumutbar ist, kann bereits anlässlich der Leistungsgewährung der 

Ersatzanspruch sichergestellt werden. 

(4) Abweichend vom Abs. 1 ist 

 1. a) für Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung nach § 11 Abs. 2 Z 1 sowie 

 b) für Maßnahmen der Arbeitsassistenz und Arbeitsbegleitung nach § 11 Abs. 2 Z 4 

kein Beitrag zu leisten und 

 2. für Maßnahmen der geschützten Arbeit nach § 11 Abs. 2 Z 2 lediglich das 

verwertbare Vermögen einzusetzen. 

(5) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften über die Beiträge 

nach Abs. 2 Z 1 zu erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu regeln: 

 1. welches Einkommen von Menschen mit Beeinträchtigungen in welcher Höhe zu 

berücksichtigen ist; 

 2. in welchem Ausmaß das Vermögen von Menschen mit Beeinträchtigungen zu 

berücksichtigen ist; 

Bei der Erlassung der Verordnung ist auf die Ziele dieses Landesgesetzes Bedacht zu 

nehmen. In dieser Verordnung können weiters nähere Bestimmungen über die Gefährdung 

der Existenz und Entwicklungsmöglichkeiten sowie besondere Härten erlassen werden.  

§ 20 

Beiträge und beitragspflichtige Personen 

(1) Der Mensch mit Beeinträchtigungen und seine Ehegattin oder sein Ehegatte oder 

seine Lebensgefährtin oder sein Lebensgefährte haben bei der Gewährung von 

Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen beizutragen, 

es sei denn, dies würde im Einzelfall die wirtschaftliche Existenz oder 

Entwicklungsmöglichkeit gefährden und zu besonderen Härten führen. 

(2) Als Beitrag gemäß Abs. 1 können insbesondere herangezogen werden: 

1. das Einkommen des Menschen mit Beeinträchtigungen nach Abs. 5; 

2. die Verfolgung von Ansprüchen gegen Dritte, bei deren Erfüllung die 

Leistungsfinanzierung nach diesem Landesgesetz nicht oder nicht in diesem Ausmaß 

erforderlich wäre, sofern die Rechtsverfolgung nicht offenbar aussichtslos oder 

unzumutbar ist; 

3. bereits erfüllte Ansprüche im Sinn der Z 2. 

(3) Der Landesregierung ist zur Eintreibung nicht rechtzeitig entrichteter Beiträge die 

Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 VVG, BGBl. Nr. 52/1991, idgF). Zu 
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diesem Zweck ist die Landesregierung befugt, einen Rückstandsausweis auszufertigen. 

Dieser Ausweis hat den Namen und die Anschrift der Beitragsschuldnerin bzw. des 

Beitragsschuldners, den rückständigen Betrag, Art des Rückstands samt Nebengebühren, 

den Beitragszeitraum, auf den die rückständigen Beiträge entfallen, allenfalls 

vorgeschriebene Verzugszinsen, Beitragszuschläge und sonstige Nebengebühren sowie den 

Vermerk zu enthalten, dass der Rückstandsausweis einem die Vollstreckbarkeit hemmenden 

Rechtszug nicht unterliegt. Der Rückstandsausweis ist Exekutionstitel im Sinn des § 1 der 

Exekutionsordnung. 

(4) Vor Ausstellung eines Rückstandsausweises ist der rückständige Betrag durch 

Zustellung eines Mahnschreibens einzumahnen. Im Mahnschreiben wird die 

Beitragsschuldnerin bzw. der Beitragsschuldner unter Hinweis auf die eingetretene 

Vollstreckbarkeit aufgefordert, den Beitragsrückstand binnen zwei Wochen ab Zustellung zu 

bezahlen. Ein Nachweis der Zustellung des Mahnschreibens ist nicht erforderlich. Bei 

Postversand wird die Zustellung des Mahnschreibens am dritten Tag nach der Aufgabe zur 

Post vermutet. 

(5) Abweichend vom Abs. 1 ist 

1. für Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung nach § 11 Abs. 2 Z 1, 

2. für Maßnahmen der Arbeitsbegleitung nach § 11 Abs. 2 Z 4 und 

3. für Maßnahmen der geschützten Arbeit nach § 11 Abs. 2 Z 2 kein Beitrag zu leisten. 

(6) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften über die Beiträge 

nach Abs. 2 Z 1 zu erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu regeln, welches 

Einkommen von Menschen mit Beeinträchtigungen in welcher Höhe zu berücksichtigen ist. 

Bei der Erlassung der Verordnung ist auf die Ziele dieses Landesgesetzes Bedacht zu 

nehmen. In dieser Verordnung können weiters nähere Bestimmungen über die Gefährdung 

der Existenz und Entwicklungsmöglichkeiten sowie besondere Härten erlassen werden. 

§ 23 

Mitwirkungs- und Anzeigepflichten 

(1) Der Mensch mit Beeinträchtigungen oder die zu seiner gesetzlichen Vertretung 

berufene Person und allenfalls die Pflegeeltern haben an der Feststellung des maßgeblichen 

Sachverhalts mitzuwirken. Im Rahmen der Mitwirkungspflicht sind die zur Durchführung des 

Verfahrens unerlässlichen Angaben zu machen und die dafür erforderlichen Urkunden oder 

Unterlagen beizubringen. Weiters hat sich der Mensch mit Beeinträchtigungen den für die 

Entscheidungsfindung unerlässlichen Untersuchungen zu unterziehen. 

(2) Kommen die Personen nach Abs. 1 ihrer Mitwirkungspflicht ohne triftigen Grund nicht 

nach, kann die Behörde der Entscheidung über den Leistungsanspruch den Sachverhalt, 

soweit er festgestellt wurde, zu Grunde legen. Voraussetzung dafür ist, dass die Personen 

nach Abs. 1 nachweislich auf die Folgen einer unterlassenen Mitwirkung hingewiesen 

worden sind. 

(3) Die Empfängerin oder der Empfänger von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 oder die 

zu ihrer oder seiner gesetzlichen Vertretung berufene Person und allenfalls die Pflegeeltern 

haben jede Änderung der für diese Leistungen maßgeblichen Umstände, insbesondere 

Änderungen der Vermögens-, Einkommens-, Familien- oder Wohnverhältnisse sowie 

Aufenthalte in Kranken- oder Kuranstalten, binnen zwei Wochen bei jener Behörde 
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anzuzeigen, die für die Gewährung der Leistung zuständig ist. Im Bescheid nach § 24 ist auf 

diese Pflichten hinzuweisen.  

(3) Die Empfängerin oder der Empfänger von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 oder die 

zu ihrer oder seiner gesetzlichen Vertretung berufene Person und allenfalls die Pflegeeltern 

haben jede Änderung der für diese Leistungen maßgeblichen Umstände, insbesondere 

Änderungen der Einkommens-, Familien- oder Wohnverhältnisse sowie Aufenthalte in 

Kranken- oder Kuranstalten, binnen zwei Wochen bei jener Behörde anzuzeigen, die für die 

Gewährung der Leistung zuständig ist. Im Bescheid nach § 24 ist auf diese Pflichten 

hinzuweisen. 

§ 24 

Entscheidungen im Leistungsverfahren 

(1) Mit Bescheid ist jedenfalls abzusprechen über: 

 1. die Gewährung von Leistungen nach diesem Landesgesetz, auf die nach dem 

1. Abschnitt des 1. Hauptstücks dieses Landesgesetzes ein Rechtsanspruch besteht 

und die dabei gemäß § 20 Abs. 2 Z 1 und 3 zu erbringenden Beiträge; 

 2. die Einstellung von Leistungen nach § 15 Abs. 3 und 4, 

 3. die Änderung der Voraussetzungen nach § 15 Abs. 3 und 4. 

(2) Bei der 

 1. Gewährung von Kurzzeitwohnen gemäß § 12 Abs. 2 Z 3, 

 2. Übernahme der Fahrtkosten nach § 19 und 

 3. Gewährung von ärztlicher Hilfe, der damit in Zusammenhang stehenden Versorgung 

mit Heilmitteln sowie der ambulanten oder stationären Betreuung gemäß § 9 Abs. 2 

sowie der Erstattung der Kosten gemäß § 9 Abs. 3 

besteht eine Verpflichtung zur Erlassung eines Bescheids nur, wenn eine nach § 21 Abs. 3 

oder 3a antragsberechtigte Person oder Einrichtung dies innerhalb von drei Wochen ab 

tatsächlicher Einbringung oder ab Änderung oder Neubemessung der Leistung oder der 

Beiträge verlangt. 

(3) Keine Verpflichtung zur Erlassung eines Bescheids gemäß Abs. 1 Z 3 besteht bei der 

Änderung oder Neubemessung von betragsmäßig festgelegten Leistungen auf Grund von 

Änderungen dieses Landesgesetzes, darauf gestützter Verordnungen oder auf Grund der 

Anpassung sonstiger regelmäßiger gesetzlicher Leistungen, die als Einkommen der 

leistungsempfangenden Person anzusehen sind. 

(4) Bescheide 

 1. über die Gewährung von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 und 

 2. auf Übernahme der Kosten für eine freiwillige Selbstversicherung in der gesetzlichen 

Krankenversicherung nach § 18 

sind schriftlich zu erlassen. 

(5) Bescheide sind jedenfalls in einer leicht verständlichen Form bzw. auf Wunsch des 

Menschen mit Beeinträchtigungen oder dessen Vertretung oder bei entsprechendem Bedarf 

in einer darüber hinaus besonders leicht lesbaren Form zu verfassen. Die dabei zu 

verwendenden Standards sind auf der Homepage des Landes Oberösterreich sowie bei 

jeder Bezirksverwaltungsbehörde zur Einsicht bereitzuhalten. 
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5. TEIL 

KOSTEN 

1. ABSCHNITT 

KOSTENERSATZ; ÜBERGANG VON ANSPRÜCHEN 

§ 39 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Für die Kosten von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 haben Ersatz zu leisten: 

 1. die leistungsempfangende Person; 

 2. die Erben der leistungsempfangenden Person; 

 3. die der leistungsempfangenden Person gegenüber unterhaltspflichtigen Angehörigen; 

 4. Personen, denen gegenüber die leistungsempfangende Person Rechtsansprüche zur 

Deckung jenes Bedarfs besitzt, der die Leistungen erforderlich macht; 

 5. Personen, denen die leistungsempfangende Person Vermögen geschenkt oder sonst 

ohne entsprechende Gegenleistung übertragen hat. 

(2) Menschen mit Beeinträchtigungen oder die zu ihrer gesetzlichen Vertretung 

berufenen Personen, denen eine Hauptleistung nach § 8 Abs. 1 wegen Verletzung der 

Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 3 hinsichtlich ihnen bekannter Änderungen oder wegen 

bewusst unwahrer Angaben oder bewusster Verschweigung wesentlicher Tatsachen zu 

Unrecht zugekommen ist, haben diese rückzuerstatten oder dafür angemessenen Ersatz zu 

leisten. 

§ 40 

Ersatz durch die leistungsempfangende Person und ihre Erben 

(1) Die Empfängerin oder der Empfänger von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 ist zum 

Ersatz der für sie oder ihn aufgewendeten Kosten verpflichtet, wenn 

 1. sie oder er zu hinreichendem Einkommen oder verwertbarem Vermögen im Sinn des 

§ 20 Abs. 2 Z 1 gelangt; 

 2. nachträglich bekannt wird, dass sie oder er zur Zeit der Leistung hinreichendes 

Einkommen oder verwertbares Vermögen im Sinn des § 20 Abs. 2 Z 1 hatte; 

 3. im Fall des § 20 Abs. 3 die Verwertung von Vermögen nachträglich möglich oder 

zumutbar wird. 

(2) Entfallen 

(3) Von der Ersatzpflicht sind ausgenommen: 

 1. die Kosten, die für Maßnahmen der Frühförderung nach § 10 geleistet wurden; 

 2. die Kosten für Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung nach § 11 Abs. 2 Z 1, für 

Maßnahmen der Arbeitsassistenz und Arbeitsbegleitung nach § 11 Abs. 2 Z 4; 

(4) Die Verbindlichkeit zum Ersatz der Kosten geht gleich einer anderen Schuld auf den 

Nachlass der leistungsempfangenden Person über. Die Erben von leistungsempfangenden 

Personen haften für den Ersatz der Kosten für diese Leistungen nur bis zur Höhe des Werts 

des Nachlasses. Sie können gegen Ersatzforderungen nicht einwenden, dass der Ersatz von 

der leistungsempfangenden Person nicht hätte verlangt werden dürfen. 

§ 41 

Ersatz durch unterhaltspflichtige Angehörige 

(1) Gesetzlich zum Unterhalt verpflichtete Angehörige der Empfängerin oder des 
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Empfängers von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 haben im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht 

Ersatz zu leisten. Eine Ersatzpflicht besteht nicht, wenn der Ersatz wegen des Verhaltens 

der leistungsempfangenden Person gegenüber der unterhaltspflichtigen Person sittlich nicht 

gerechtfertigt wäre. 

(2) Eltern haben für Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1, die ihrem Kind ab dem auf die 

Vollendung des 18. Lebensjahrs folgenden Monat geleistet werden, in dem Ausmaß Ersatz 

zu leisten, als sie für dieses Kind auf Grund gesetzlicher, vertraglicher, statutarischer 

Bestimmungen auch über diesen Zeitpunkt hinaus Anspruch auf Leistungen haben oder 

solche Leistungen geltend machen können. 

(3) Nicht zum Ersatz nach Abs. 1 herangezogen werden dürfen: 

 1. Großeltern und Enkel der leistungsempfangenden Person; 

 2. Minderjährige für Leistungen, die ihren Eltern (einem Elternteil) geleistet wurden; 

 3. volljährige Kinder für Leistungen, die ihren Eltern (einem Elternteil) gemäß § 12 Abs. 2 

Z 2 sowie nach Vollendung des 60. Lebensjahrs geleistet wurden. 

§ 42 

Sonstige Ersatzpflichtige 

(1) Zum Ersatz der Kosten für Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 sind auch Personen 

verpflichtet, denen die leistungsempfangende Person in den letzten fünf Jahren vor Beginn 

der Leistung, während oder drei Jahre nach deren Leistung Vermögen geschenkt oder ohne 

entsprechende Gegenleistung übertragen hat, soweit der Wert des Vermögens das 

Achtfache des Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende übersteigt.  

(2) Die Ersatzpflicht nach Abs. 1 ist mit der Höhe des Geschenkwerts (Wert des ohne 

entsprechende Gegenleistung übernommenen Vermögens) begrenzt. 

§ 43 

Übergang von Rechtsansprüchen 

(1) Kann ein Mensch mit Beeinträchtigungen den Ersatz des Aufwands, der ihm durch 

einen Unfall oder ein sonstiges Ereignis entstanden ist, auf Grund anderer 

Rechtsvorschriften beanspruchen, geht dieser Anspruch gegen die ersatzpflichtige Person 

mit Ausnahme eines Schmerzengelds insoweit auf das Land über, als es aus diesem Anlass 

Leistungen nach diesem Landesgesetz erbringt. Zur Entscheidung über Streitigkeiten über 

diese Ersatzforderungen sind die ordentlichen Gerichte berufen. 

(2) Vertraglich oder gerichtlich festgesetzte Ansprüche der Empfängerin oder des 

Empfängers von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 gegen Dritte, die der Deckung jenes 

Bedarfs dienen, der die Leistung erforderlich gemacht hat, gehen für den Zeitraum, in dem 

geleistet wurde, bis zur Höhe der aufgewendeten Kosten auf das Land über, sobald dieses 

den Dritten hievon schriftlich Anzeige erstattet hat.  

§ 44 

Verjährung 

(1) Ersatzansprüche nach §§ 40 bis 42 verjähren, wenn seit dem Ablauf des 

Kalenderjahrs, in dem die Leistung erbracht wurde, mehr als drei Jahre verstrichen sind. 

Ersatzansprüche auf Grund von Schenkungen auf den Todesfall verjähren nach drei Jahren 

nach dem Tod der geschenkgebenden Person. Die Verjährung wird unterbrochen, wenn die 

Geltendmachung des Kostenersatzes gemäß § 45 der ersatzpflichtigen Person zugegangen 
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ist. 

(2) Gemäß § 20 Abs. 3 sichergestellte Ersatzansprüche unterliegen nicht der Verjährung. 

§ 45 

Geltendmachung von Ansprüchen 

(1) Ansprüche gemäß § 39 Abs. 2 und §§ 40 bis 43 dürfen nicht geltend gemacht 

werden, wenn dadurch die Entwicklungsmöglichkeit des Menschen mit Beeinträchtigungen 

oder die wirtschaftliche Existenz der leistungspflichtigen Person und der ihr gegenüber 

unterhaltsberechtigten Angehörigen sowie der Lebensgefährtin oder des Lebensgefährten 

bzw. der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners gefährdet wird. Die Landesregierung 

kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die Gefährdung der wirtschaftlichen 

Existenz sowie der Entwicklungsmöglichkeiten und über besondere Härten im Sinn des 

Abs. 5 Z 2 erlassen. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann über den Kostenersatz - sofern der Anspruch 

nicht ohnehin anerkannt wird - einen Vergleichsversuch mit der oder dem Ersatzpflichtigen 

vornehmen. Einem Vergleich über den Kostenersatz kommt, wenn er von der Behörde 

beurkundet wird, die Wirkung eines gerichtlichen Vergleichs (§ 1 Z 15 Exekutionsordnung) 

zu. 

(3) Wird ein Vergleichsversuch nicht unternommen oder kommt ein Anerkenntnis bzw. 

Vergleich im Sinn des Abs. 2 nicht zustande, ist auf Antrag des Landes Oberösterreich über 

den Kostenersatz von der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 49) mit schriftlichem Bescheid 

abzusprechen. 

(4) Der Kostenersatz kann in angemessenen Teilbeträgen bewilligt werden, wenn er auf 

andere Weise nicht möglich oder der kostenersatzpflichtigen Person nicht zumutbar ist. 

(5) Der Kostenersatz ist teilweise oder gänzlich nachzusehen, wenn 

 1. durch ihn der Erfolg der Leistung gefährdet wird, 

 2. er zu besonderen Härten für die kostenersatzpflichtige Person führt oder 

 3. das Verfahren mit einem Aufwand verbunden ist, der in keinem Verhältnis zu den 

Kosten der in Anspruch genommenen Leistungen nach diesem Landesgesetz steht. 

(6) Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen nach diesem Landesgesetz (deren 

gesetzliche Vertreter) sind anlässlich der Leistungserbringung nachweislich auf die Pflichten 

aus dem Kostenersatz hinzuweisen. 

 

 

 

 

1. ABSCHNITT 

KOSTENERSATZ; ÜBERGANG VON ANSPRÜCHEN 

§ 39 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Für die Kosten von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 haben Ersatz zu leisten: 

1. die leistungsempfangende Person; 

2. die der leistungsempfangenden Person gegenüber unterhaltspflichtigen Angehörigen; 

3. Personen, denen gegenüber die leistungsempfangende Person Rechtsansprüche zur 



  Seite 24 

Deckung jenes Bedarfs besitzt, der die Leistungen erforderlich macht. 

(2) Menschen mit Beeinträchtigungen oder die zu ihrer gesetzlichen Vertretung 

berufenen Personen, denen eine Hauptleistung nach § 8 Abs. 1 wegen Verletzung der 

Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 3 hinsichtlich ihnen bekannter Änderungen oder wegen 

bewusst unwahrer Angaben oder bewusster Verschweigung wesentlicher Tatsachen zu 

Unrecht zugekommen ist, haben diese rückzuerstatten oder dafür angemessenen Ersatz zu 

leisten. 

§ 40 

Ersatz durch die leistungsempfangende Person 

(1) Die Empfängerin oder der Empfänger von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 ist zum 

Ersatz der für sie oder ihn aufgewendeten Kosten verpflichtet, wenn 

1. sie oder er zu hinreichendem Einkommen im Sinn des § 20 Abs. 2 Z 1 gelangt; 

2. nachträglich bekannt wird, dass sie oder er zur Zeit der Leistung hinreichendes 

Einkommen im Sinn des § 20 Abs. 2 Z 1 hatte. 

(2) Von der Ersatzpflicht sind ausgenommen: 

1. die Kosten, die für Maßnahmen der Frühförderung nach § 10 geleistet wurden; 

2. die Kosten für Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung nach § 11 Abs. 2 Z 1, für 

Maßnahmen der Arbeitsbegleitung nach § 11 Abs. 2 Z 4. 

§ 41 

Ersatz durch unterhaltspflichtige Angehörige 

(1) Gesetzlich zum Unterhalt verpflichtete Angehörige der Empfängerin oder des 

Empfängers von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 haben im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht 

Ersatz zu leisten. Eine Ersatzpflicht besteht nicht, wenn der Ersatz wegen des Verhaltens 

der leistungsempfangenden Person gegenüber der unterhaltspflichtigen Person sittlich nicht 

gerechtfertigt wäre. 

(2) Nicht zum Ersatz nach Abs. 1 herangezogen werden dürfen: 

1. Großeltern und Enkel der leistungsempfangenden Person; 

2. Minderjährige für Leistungen, die ihren Eltern (einem Elternteil) geleistet wurden; 

3. volljährige Kinder für Leistungen, die ihren Eltern (einem Elternteil) gemäß § 12 

Abs. 2 Z 2 sowie nach Vollendung des 60. Lebensjahrs geleistet wurden. 

§ 42 

Ersatz durch Eltern volljähriger Personen 

Eltern haben für Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1, die ihrem Kind ab dem auf die 

Vollendung des 18. Lebensjahrs folgenden Monat geleistet werden, in dem Ausmaß Ersatz 

zu leisten, als sie für dieses Kind auf Grund gesetzlicher, vertraglicher, statutarischer 

Bestimmungen auch über diesen Zeitpunkt hinaus Anspruch auf Leistungen haben oder 

solche Leistungen geltend machen können. 

§ 43 

Übergang von Rechtsansprüchen 

(1) Kann ein Mensch mit Beeinträchtigungen den Ersatz des Aufwands, der ihm durch 

einen Unfall oder ein sonstiges Ereignis entstanden ist, auf Grund anderer 

Rechtsvorschriften beanspruchen, geht dieser Anspruch gegen die ersatzpflichtige Person 

mit Ausnahme eines Schmerzengelds insoweit auf das Land über, als es aus diesem Anlass 
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Leistungen nach diesem Landesgesetz erbringt. Zur Entscheidung über Streitigkeiten über 

diese Ersatzforderungen sind die ordentlichen Gerichte berufen. 

(2) Vertraglich oder gerichtlich festgesetzte Ansprüche der Empfängerin oder des 

Empfängers von Hauptleistungen nach § 8 Abs. 1 gegen Dritte, die der Deckung jenes 

Bedarfs dienen, der die Leistung erforderlich gemacht hat, gehen für den Zeitraum, in dem 

geleistet wurde, bis zur Höhe der aufgewendeten Kosten auf das Land über, sobald dieses 

den Dritten hievon schriftlich Anzeige erstattet hat. 

§ 44 

Verjährung 

Ersatzansprüche nach §§ 40 bis 42 verjähren, wenn seit dem Ablauf des 

Kalenderjahrs, in dem die Leistung erbracht wurde, mehr als drei Jahre verstrichen sind. Die 

Verjährung wird unterbrochen, wenn die Geltendmachung des Kostenersatzes gemäß § 45 

der ersatzpflichtigen Person zugegangen ist. 

§ 45 

Geltendmachung von Ansprüchen 

(1) Ansprüche gemäß § 39 Abs. 2 und §§ 40 bis 43 dürfen nicht geltend gemacht 

werden, wenn dadurch die Entwicklungsmöglichkeit des Menschen mit Beeinträchtigungen 

oder die wirtschaftliche Existenz der leistungspflichtigen Person und der ihr gegenüber 

unterhaltsberechtigten Angehörigen sowie der Lebensgefährtin oder des Lebensgefährten 

bzw. der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners gefährdet wird. Die Landesregierung 

kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die Gefährdung der wirtschaftlichen 

Existenz sowie der Entwicklungsmöglichkeiten und über besondere Härten im Sinn des Abs. 

5 Z 2 erlassen. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann über den Kostenersatz - sofern der Anspruch 

nicht ohnehin anerkannt wird - einen Vergleichsversuch mit der oder dem Ersatzpflichtigen 

vornehmen. Einem Vergleich über den Kostenersatz kommt, wenn er von der Behörde 

beurkundet wird, die Wirkung eines gerichtlichen Vergleichs (§ 1 Z 15 Exekutionsordnung) 

zu. 

(3) Wird ein Vergleichsversuch nicht unternommen oder kommt ein Anerkenntnis bzw. 

Vergleich im Sinn des Abs. 2 nicht zustande, ist auf Antrag des Landes Oberösterreich über 

den Kostenersatz von der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 49) mit schriftlichem Bescheid 

abzusprechen. 

(4) Der Kostenersatz kann in angemessenen Teilbeträgen bewilligt werden, wenn er 

auf andere Weise nicht möglich oder der kostenersatzpflichtigen Person nicht zumutbar ist. 

(5) Der Kostenersatz ist teilweise oder gänzlich nachzusehen, wenn 

1. durch ihn der Erfolg der Leistung gefährdet wird, 

2. er zu besonderen Härten für die kostenersatzpflichtige Person führt oder 

3. das Verfahren mit einem Aufwand verbunden ist, der in keinem Verhältnis zu den 

Kosten der in Anspruch genommenen Leistungen nach diesem Landesgesetz steht. 

(6) Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen nach diesem Landesgesetz (deren 

gesetzliche Vertreter) sind anlässlich der Leistungserbringung nachweislich auf die Pflichten 

aus dem Kostenersatz hinzuweisen. 

(7) Der Landesregierung ist zur Eintreibung eines nicht rechtzeitig entrichteten 
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Kostenersatzes die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 VVG, BGBl. Nr. 

52/1991, idgF). Zu diesem Zweck ist die Landesregierung befugt, einen Rückstandsausweis 

auszufertigen. Dieser Ausweis hat den Namen und die Anschrift des Beitragsschuldners, den 

rückständigen Betrag, Art des Rückstands samt Nebengebühren, den Beitragszeitraum, auf 

den die rückständigen Beiträge entfallen, allenfalls vorgeschriebene Verzugszinsen, 

Beitragszuschläge und sonstige Nebengebühren sowie den Vermerk zu enthalten, dass der 

Rückstandsausweis einem die Vollstreckbarkeit hemmenden Rechtszug nicht unterliegt. Der 

Rückstandsausweis ist Exekutionstitel im Sinn des § 1 der Exekutionsordnung. 

(8) Vor Ausstellung eines Rückstandsausweises ist der zu leistende Kostenersatz 

durch Zustellung eines Mahnschreibens einzumahnen. Im Mahnschreiben wird der 

Ersatzpflichtige unter Hinweis auf die eingetretene Vollstreckbarkeit aufgefordert, den 

Kostenersatz binnen einer näher definierten Frist von mindestens zwei Wochen ab 

Zustellung zu bezahlen. Ein Nachweis der Zustellung des Mahnschreibens ist nicht 

erforderlich. Bei Postversand wird die Zustellung des Mahnschreibens am dritten Tag nach 

der Aufgabe zur Post vermutet. 

 

2. ABSCHNITT 

KOSTENTRAGUNG 

6. TEIL 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

§ 47 

Amtshilfepflichten und Datenschutz 

(1) Die Gerichte, das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen, das 

Arbeitsmarktservice sowie die Träger von Einrichtungen nach diesem Landesgesetz haben 

auf Ersuchen der zur Vollziehung dieses Landesgesetzes berufenen Behörden einschließlich 

des Landesverwaltungsgerichts die für die Beurteilung der Anspruchsberechtigung, der 

Beitrags- oder der Kostenersatzpflicht nach diesem Landesgesetz erforderlichen Auskünfte 

über Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Adresse, Staatsbürgerschaft und 

Sozialversicherungsverhältnisse der anspruchsberechtigten sowie beitrags- und 

kostenersatzpflichtigen Personen, deren ehemalige oder derzeitige 

Beschäftigungsverhältnisse, Leistungen, die der Mensch mit Beeinträchtigungen wegen 

seiner Beeinträchtigungen bezieht oder geltend machen könnte, möglichst 

automationsunterstützt zu erteilen. 

(2) Die Finanzämter haben auf Ersuchen der zur Vollziehung dieses Landesgesetzes 

berufenen Behörden einschließlich des Landesverwaltungsgerichts die im Rahmen ihres 

gesetzmäßigen Wirkungsbereichs festgestellten Tatsachen und Auskünfte über Name, 

Geschlecht, Geburtsdatum, Adresse und Staatsbürgerschaft sowie Einkommens- und 

VermögensverhältnisseEinkommensverhältnisse der beitrags- und kostenersatzpflichtigen 

Personen, die für die Beurteilung der Anspruchsberechtigung, der Beitrags- oder 

Kostenersatzpflicht nach diesem Landesgesetz erforderlich sind, möglichst 

automationsunterstützt bekannt zu geben und zu erteilen, sofern diese Daten nicht aus 

Abgabenbescheiden, die den ersuchenden Behörden zugänglich sind, entnommen werden 

können.  
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(3) Die Meldebehörden haben auf Ersuchen der zur Vollziehung dieses Landesgesetzes 

berufenen Behörden einschließlich des Landesverwaltungsgerichts möglichst 

automationsunterstützt Meldeauskünfte betreffend Name, Geschlecht, Geburtsdatum, 

Adresse und Staatsbürgerschaft der Personen zu erteilen, die Ansprüche nach diesem 

Landesgesetz geltend machen oder beitrags- oder kostenersatzpflichtig sind, soweit dies zur 

eindeutigen Identifizierung dieser Personen erforderlich ist. Die zur Vollziehung dieses 

Landesgesetzes berufenen Behörden einschließlich des Landesverwaltungsgerichts sind im 

Rahmen des § 17 Abs. 2 E-Government-Gesetz - E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, ermächtigt, 

zur amtswegigen Datenermittlung eine diesbezügliche elektronische Anfrage an das Zentrale 

Melderegister zu richten. 

(4) Die Träger der Sozialversicherung und die Entscheidungsträger nach § 22 Abs. 1 des 

Bundespflegegeldgesetzes - BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 51/2007, haben im Rahmen ihres gesetzmäßigen 

Wirkungsbereichs auf Ersuchen der zur Vollziehung dieses Landesgesetzes berufenen 

Behörden einschließlich des Landesverwaltungsgerichts über alle Tatsachen möglichst 

automationsunterstützt Auskunft zu erteilen, die Ansprüche aus der Sozialversicherung oder 

nach dem Bundespflegegeldgesetz - BPGG oder die ein Beschäftigungsverhältnis betreffen, 

und die für die Beurteilung der Anspruchsberechtigung, der Beitrags- oder der 

Kostenersatzpflicht nach diesem Landesgesetz erforderlich sind. 

(5) Personen, deren Einkommen oder Vermögen für die Beurteilung der 

Anspruchsberechtigung, der Beitrags- oder der Kostenersatzpflicht nach diesem 

Landesgesetz maßgeblich ist, haben auf Ersuchen der zur Vollziehung dieses 

Landesgesetzes berufenen Behörden einschließlich des Landesverwaltungsgerichts die 

erforderlichen Erklärungen und Nachweise innerhalb einer angemessenen Frist abzugeben 

oder vorzulegen. 

(5) Personen, deren Einkommen für die Beurteilung der Anspruchsberechtigung, der 

Beitrags- oder der Kostenersatzpflicht nach diesem Landesgesetz maßgeblich ist, haben auf 

Ersuchen der zur Vollziehung dieses Landesgesetzes berufenen Behörden einschließlich 

des Landesverwaltungsgerichts die erforderlichen Erklärungen und Nachweise innerhalb 

einer angemessenen Frist abzugeben oder vorzulegen. 

(6) Die zur Vollziehung dieses Landesgesetzes berufenen Behörden einschließlich des 

Landesverwaltungsgerichts dürfen die für die Vollziehung erforderlichen personenbezogenen 

Daten, das sind solche betreffend Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Adresse, 

Staatsbürgerschaft, Sozialversicherungsverhältnisse, individueller Hilfebedarf, Art der 

Beeinträchtigungen (Sinnesbeeinträchtigung, körperliche, geistige und psychische 

Beeinträchtigung) und Pflegegeldeinstufung der Personen, die Ansprüche nach diesem 

Landesgesetz geltend machen oder beitrags- oder kostenersatzpflichtig sind, im Einklang mit 

den datenschutzrechtlichen Bestimmungen nur soweit verarbeiten und an Beteiligte des 

jeweiligen Verfahrens, an zu diesem Verfahren beigezogene Sachverständige sowie an 

ersuchte oder beauftragte Behörden übermitteln, als dies für die Beurteilung der 

Anspruchsberechtigung, der Beitrags- oder der Kostenersatzpflicht erforderlich ist. Zur 

eindeutigen Identifikation dieser Personen ist das bereichsspezifische Personenkennzeichen 
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nach § 8 E-GovG zu verwenden. Zum Schutz der Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen 

sind die im § 14 Abs. 2 des Datenschutzgesetzes 2000 - DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 13/2005, genannten Maßnahmen zu 

treffen. Besonders schutzwürdige Daten nach § 4 Z 2 DSG 2000, insbesondere 

gesundheitsbezogene Daten und Daten über die Beeinträchtigung, dürfen nur mit 

Zustimmung der betreffenden Person gemäß § 4 Z 14 DSG 2000 verwendet werden.  

(7) Die Verarbeitung der für die Vollziehung dieses Landesgesetzes erforderlichen 

personenbezogenen Daten der Personen, die Ansprüche nach diesem Landesgesetz 

geltend machen oder beitrags- oder kostenersatzpflichtig sind, kann zum Zwecke einer 

effizienten und effektiven, die Richtigkeit und Vollständigkeit der Daten sichernden 

Gewährleistung von Leistungen nach diesem Landesgesetz in Form eines 

Informationsverbundsystems im Sinn des § 50 DSG 2000 erfolgen. Teilnehmer an diesem 

Informationssystem und zugleich auch dessen Auftraggeber sind die Landesregierung und 

die Bezirksverwaltungsbehörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit als Behörden nach diesem 

Landesgesetz. Betreiber dieses Informationsverbundsystems ist die Landesregierung. 

(8) Daten aus dem Informationsverbundsystem dürfen nach Maßgabe des § 7 Abs. 2 

DSG 2000 im Einzelfall nur dann an Erbringer von Leistungen nach diesem Landesgesetz 

übermittelt werden, wenn dies zur Abwicklung und Erbringung von Leistungen nach diesem 

Landesgesetz erforderlich ist und sonstige Möglichkeiten, die weniger in die 

Schutzinteressen der Betroffenen eingreifen, nicht gegeben sind. Jede Übermittlung ist so zu 

protokollieren, dass deren Zulässigkeit überprüfbar ist. Die Protokollaufzeichnungen sind drei 

Jahre aufzubewahren. 

(9) Die Landesregierung wird ermächtigt, in und zur Ausübung der Kontrolle und 

Qualitätssicherung nach § 29 im unbedingt notwendigen Ausmaß die persönlichen Daten 

betreffend die Qualifikation der in Einrichtungen tätigen Personen sowie die persönlichen 

Daten betreffend Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Adresse, Betreuungsschlüssel bzw. 

Betreuungsaufwand, individueller Hilfebedarf, Art der Beeinträchtigungen 

(Sinnesbeeinträchtigung, körperliche, geistige und psychische Beeinträchtigung), 

Pflegegeldeinstufung, Kostenträger, durchschnittliche Anwesenheitszeit in Maßnahmen der 

Oö. Behindertenhilfe, Produktion/Tätigkeitsbereiche, Art der Bildungsziele und diverse 

Fertigkeiten der Menschen mit Beeinträchtigungen, die in solchen Einrichtungen Leistungen 

nach diesem Landesgesetz in Anspruch nehmen, unter größtmöglicher Schonung des 

Anspruchs auf Geheimhaltung dieser Daten zu verwenden. 

(10) Name und Adresse von Personen und Einrichtungen, die Leistungen nach diesem 

Landesgesetz erbringen, Art und Höhe der angebotenen und erbrachten Leistungen sowie 

Daten zur Leistungsabgeltung können automationsunterstützt verarbeitet werden. 

(11) Daten nach Abs. 7 bis 10 sind unverzüglich zu löschen, soweit sie nicht in 

anhängigen oder einzuleitenden Verfahren benötigt werden, jedenfalls aber sieben Jahre 

nach Ende der Gewährung einer Leistung nach diesem Landesgesetz bzw. nach Abschluss 

der im Abs. 9 genannten Kontrolle und Qualitätssicherung. 
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Artikel IV 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit dem auf den Tag seiner Kundmachung im 

Landesgesetzblatt für Oberösterreich folgenden Monatsersten in Kraft. Artikel II Z 5 tritt mit 

1. Jänner 2013 in Kraft. Artikel II Z 3, 4 und 6 treten mit 17. August 2012 in Kraft. 

(2) Noch nicht rechtskräftig entschiedene Anträge auf eine Leistung nach § 16 Abs. 1 

Oö. ChG gelten als Anträge gemäß § 28 Oö. BMSG auf eine Leistung nach § 13 Oö. BMSG. 

(3) Bescheide und Leistungen, welche auf Grund des Oö. ChG, LGBl. Nr. 41/2008, in der 

Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 74/2011, rechtskräftig erlassen bzw. erbracht 

wurden, werden wie folgt übergeleitet: 

 1. Bescheide nach § 16 Oö. ChG gelten als Bescheide nach § 13 Oö. BMSG, 

 2. anstelle von Leistungen nach § 18 Oö. ChG hat der Träger der bedarfsorientierten 

Mindestsicherung Hilfe durch Einbeziehung in die Krankenversicherung zu leisten. 

(4) Für leistungsbeziehende Personen nach § 13 Oö. BMSG, die bis zum Inkrafttreten 

dieses Landesgesetzes eine Leistung nach § 16 Oö. ChG bezogen haben, gilt: 

 1. abweichend von der Regelung des § 10 Abs. 1 Z 4 Oö. BMSG werden bis 

31. Oktober 201931. Dezember 2017 folgende nicht zu berücksichtigende Beträge 

aus dem Vermögen festgelegt: 

  a) bei Leistungen gemäß § 12 Oö. ChG ein Betrag von 12.000 Euro; 

  b) bei Leistungen gemäß §§ 11, 13 oder 14 Oö. ChG ein Betrag von 40.000 Euro; 

 2. die Höhe der zuletzt zuerkannten Richtsätze gemäß § 16 Abs. 6 und 7 Oö. ChG darf 

nicht unterschritten werden; 

 3. die Bestimmungen des 5. Teils, 1. Abschnitt Oö. ChG, LGBl. Nr. 41/2008, in der 

Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 74/2011, gelten weiter, sofern nicht das 

Oö. BMSG eine günstigere Regelung enthält. Dies gilt auch für Ersatzpflichtige 

gemäß §§ 41 und 42 Oö. ChG. 

(5) Für leistungsbeziehende Personen gemäß § 13 Abs. 3a Oö. BMSG, welche vor 

Inkrafttreten dieses Landesgesetzes Leistungen gemäß § 13 Oö. BMSG iVm. § 1 Oö. BMSV 

bescheidmäßig zuerkannt bekommen haben, gilt, dass das am 16. August 2012 bestehende 

Leistungsniveau auf Grund dieses Landesgesetzes nicht unterschritten werden darf. Diese 

Regelung gilt vorbehaltlich einer Änderung der für die Leistungszuerkennung bzw. 

-bemessung relevanten Umstände. 

(6) Für Schenkungen, die vor Inkrafttreten dieses Landesgesetzes getätigt wurden, gilt 

bis zum 31. Dezember 2017 anstelle der Regelung, dass der achtfache Richtsatz des 

Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende gemäß § 42 Abs. 1 Oö. ChG gilt, ein 

Betrag von 8.535 Euro. 

(7) Verordnungen auf Grund dieses Landesgesetzes können bereits ab dem auf seine 

Kundmachung folgenden Tag erlassen werden. Sie treten jedoch frühestens gemeinsam mit 

diesem Landesgesetz in Kraft. 

(8) Die Landesregierung hat dem Landtag bis längstens 31. März 2014 einen Bericht 

über die durch dieses Landesgesetz bewirkten Änderungen, insbesondere die finanziellen 

Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen von leistungsbeziehenden Personen, 

vorzulegen. 
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(9) Die Regelungen über die Mindestsicherung für leistungsbeziehende Personen nach 

Artikel II Z 3 (§ 13 Abs. 3a Oö. BMSG) treten mit 31. Juli 2014 außer Kraft. 

 


